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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

 

Az: B 9 SB 42/12 B 
 
L 16 SB 91/11 (Bayerisches LSG) 
S 16 SB 113/10 (SG Würzburg) 
 
 
 
………………………………………………, 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Freistaat Bayern, 
vertreten durch das Zentrum Bayern Familie und Soziales - Landesversorgungsamt, 
Hegelstraße 2, 95447 Bayreuth, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 

 

Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat am 20. November 2012 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  L o y t v e d   sowie die Richter   K r u s c h i n s k y    

und   O t h m e r  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Bayeri-

schen Landessozialgerichts vom 28. September 2011 wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtlichen 

Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 28.9.2011 hat das Bayerische Landessozialgericht (LSG) im Rahmen einer Über-

prüfung nach § 48 SGB X einen Anspruch des Klägers auf Feststellung eines Grades der Be-

hinderung in Höhe von 50 verneint. Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat 

der Kläger beim Bundessozialgericht (BSG) Beschwerde eingelegt, die er mit dem Vorliegen 

von Verfahrensmängeln (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG) begründet.  

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers ist unzulässig. Seine Begründung genügt nicht 

den gesetzlichen Anforderungen (§ 160a Abs 2 S 3 SGG). Keiner der in § 160 Abs 2 SGG 

abschließend aufgeführten Zulassungsgründe ist ordnungsgemäß dargetan worden.  

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde - wie hier - darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel 

vorliege, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG), so 

müssen zur Bezeichnung des Verfahrensmangels die diesen (vermeintlich) zu begründenden 

Tatsachen substantiiert dargetan werden. Darüber hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass 

und warum die Entscheidung des LSG - ausgehend von dessen materieller Rechtsansicht - auf 

dem Mangel beruhen kann, dass also die Möglichkeit einer Beeinflussung des Urteils besteht 

(vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 24, 34, 36). Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann 

der geltend gemachte Verfahrensmangel allerdings nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 

128 Abs 1 S 1 SGG und auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich 

auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. 

 

Der Kläger rügt im Wesentlichen eine unzureichende Aufklärung des Sachverhalts (§ 103 SGG) 

durch das LSG. Dazu muss die Beschwerdebegründung im Hinblick auf § 160 Abs 2 Nr 3 

Halbs 2 SGG folgende Punkte enthalten: (1) Bezeichnung eines für das Revisionsgericht ohne 

Weiteres auffindbaren, bis zuletzt aufrechterhaltenen Beweisantrags, dem das LSG nicht 

gefolgt ist, (2) Wiedergabe der Rechtsauffassung des LSG, aufgrund derer bestimmte 

Tatfragen als klärungsbedürftig hätten erscheinen müssen, (3) Darlegung der von dem 

betreffenden Beweisantrag berührten Tatumstände, die zu weiterer Sachaufklärung Anlass 

gegeben hätten, (4) Angabe des voraussichtlichen Ergebnisses der unterbliebenen 

Beweiserhebung, (5) Schilderung, dass und warum die Entscheidung des LSG auf der 

angeblich unterlassenen Beweisaufnahme beruhen könne, das LSG mithin bei Kenntnis des 

behaupteten Ergebnisses der unterlassenen Beweisaufnahme von seinem Rechtsstandpunkt 

aus zu einem anderen dem Beschwerdeführer günstigeren Ergebnis hätte gelangen können 

(BSG SozR 1500 § 160 Nr 5, 35, 45; BSG SozR 1500 § 160a Nr 24, 34). Diesen Erfordernissen 

ist der Kläger nicht gerecht geworden. 

 

Der im Berufungsverfahren bereits rechtskundig vertretene Kläger hat zwar behauptet, im Rah-

men der Berufungsbegründung vom 9.5.2011 beantragt zu haben, ein internistisches 
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Gutachten von Amts wegen einzuholen. Er hat es aber unterlassen darzulegen, woraus sich 

ergebe, dass er diesen Beweisantrag vor dem LSG bis zuletzt aufrechterhalten habe. Da das 

LSG nach ordnungsgemäßer Ladung auf die mündliche Verhandlung vom 28.9.2011, zu der 

weder der Kläger noch dessen Vertretung erschienen ist, entschieden hat, hätte der Kläger 

insoweit insbesondere ausführen müssen, dass er den betreffenden Beweisantrag nach Erhalt 

der Ladung zumindest schriftsätzlich ausdrücklich aufrechterhalten habe. Anderenfalls wäre er 

der "Warnfunktion" eines solchen Beweisantrages nicht gerecht geworden (vgl dazu BSG SozR 

4-1500 § 160 Nr 13; BSG SozR 3-1500 § 124 Nr 3). 

 

Soweit der Kläger als Verfahrensmangel rügt, dass das LSG sich mit den Argumenten in der 

Berufungsbegründung nicht auseinander gesetzt habe, handelt es sich sachlich um eine Rüge 

der Verletzung des Anspruchs auf rechtliches Gehör (§ 62 SGG; Art 103 Abs 1 GG). Diese Vor-

schrift soll verhindern, dass die Beteiligten durch eine Entscheidung überrascht werden, die auf 

Rechtsauffassungen, Tatsachen oder Beweisergebnissen beruht, zu denen sie sich nicht äu-

ßern konnten (s § 128 Abs 2 SGG; vgl BSG SozR 3-1500 § 62 Nr 12; BVerfGE 84, 188, 190), 

und sicherstellen, dass ihr Vorbringen vom Gericht zur Kenntnis genommen und in seine Erwä-

gungen mit einbezogen wird (BVerfGE 22, 267, 274; 96, 205, 216 f). Das Gericht muss jedoch 

nicht ausdrücklich jedes Vorbringen der Beteiligten bescheiden. Ein Verstoß gegen die Pflicht 

zur Berücksichtigung von Vorbringen ist nur dann anzunehmen, wenn sich dies aus den beson-

deren Umständen des Falles ergibt (BVerfGE, aaO), zB wenn ein Gericht das Gegenteil des 

Vorgebrachten - ohne entsprechende Beweisaufnahme - annimmt oder den Vortrag eines 

Beteiligten als nicht existent behandelt (vgl BVerfGE 22, 267, 274), oder wenn das Gericht auf 

den wesentlichen Kern des Tatsachenvortrags zu einer Frage, die für das Verfahren von 

zentraler Bedeutung ist, nicht eingeht, sofern der Tatsachenvortrag nach der Rechtsauffassung 

des Gerichts nicht unerheblich ist (BVerfGE 86, 133, 146). Art 103 Abs 1 GG schützt indessen 

nicht davor, dass ein Gericht die Rechtsansicht eines Beteiligten nicht teilt (BVerfGE 64, 1, 12; 

76, 93, 98). 

 

Den sich daraus ergebenden Anforderungen ist die Beschwerdebegründung nicht gerecht ge-

worden. Mit der lediglich pauschal angebrachten Behauptung, das LSG habe sich mit den Ar-

gumenten der Berufungsbegründung nicht auseinander gesetzt, ist eine Verletzung des § 62 

SGG schon im Ansatz nicht dargestellt.  

 

Im Wesentlichen kritisiert der Kläger die Beweiswürdigung des LSG (vgl § 128 Abs 1 S 1 SGG), 

womit er gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG von vornherein keine Revisionszulassung errei-

chen kann. Entsprechendes gilt, soweit der Kläger eine unzutreffende Rechtsanwendung des 

LSG rügen wollte (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 7 S 10). 

 

Die Beschwerde ist daher ohne Hinzuziehung ehrenamtlicher Richter als unzulässig zu verwer-

fen (§ 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 iVm § 169 SGG). 
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Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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